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Bericht 

über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 24. bis 27. Januar 1966 


An der Januartagung der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates nahm zum ersten Mal die am 
9. Dezember 1965 neugewählte deutsche Delegation 
teil; nach Prüfung der Vollmachten wurden die 
neuen Abgeordneten als Mitglieder der Versamm- 
lung bestätigt und ihre Benennung für die einzelnen 
Ausschüsse gebilligt. Als deutscher Vizepräsident 
der Versammlung wurde Abg. Dr. Wahl (CDU/CSU) 
gewählt. 

I. 

Die politische Debatte ging aus von dem Bericht 
des britischen Labour-Abg, Edelman, der die Haupt- 
probleme der gegenwärtigen politischen Lage behan- 
delte: die Krise in der EWG, in der NATO und im | 
GATT, die Lage in der EFTA, die Vietnam- und ! 
die Zypernfrage; in der anschließenden Debatte, an | 
der keine französischen Sprecher teilnahmen, wurde | 
von allen Rednern, namentlich auch von den briti- | 
sehen, die EWG-Krisc lebhaft bedauert, deren bal- i 
dige Beilegung dringend gefordert wurde. Abg. | 
Blachstein (SPD) hob hervor, die Vietnam-Krise sei ; 
nicht mit kriegerischen, sondern nur mit politischen 
Mitteln zu lösen, das Land wolle und brauche den 
Frieden, der seine Unabhängigkeit und Selbstbestim- 
mung garantiere. Auch für die EWG-Krise könne 
eine Lösung gefunden werden, da alle sechs Länder 
einschließlich Frankreichs die Gemeinschaft erhalten 
wollen. Nur ein geeintes Europa könne ein gleich- 
wertiger Partner Amerikas in der NATO und im 
GATT sein, und es könne sich andererseits über Wirt- 
schaftsbeziehungen mit den Ostblockländern einigen; 
er erwarte sich jedoch nichts von einer Einladung 
eines Vertreters dos COMECON nach Straßburg, 
wie sie vorgeschlagen werde, und ziehe getrennte 
Verhandlungen mit den einzelnen Ostblockländern 
vor. Er halte es außerdem für überflüssig, über das 
Münchener Abkommen von 1938 noch zu diskutie- 
ren, da es seinerzeit von Hitler selbst gebrochen 
worden sei. Solange die deutsche Teilung bestehe, 
sei ein echter Friede in Europa jedoch nicht möglich. 

Abg. Dr. Kopf (CDU/CSU) erklärte, daß die Bun- 
desrepublik durchaus bereit sei, normale Beziehun- 
gen zu den Ländern des Ostblocks zu unterhalten; in 
einigen von ihnen habe sie bereits Handelsmissio- 
nen errichtet. Wenn in den Ostblockländern auch 


Tendenzen zu größerer Selbständigkeit vorhanden 
sein mögen, so ließen sich doch kaum Anzeichen für 
einen Wandel der Ideologien und für eine Demo- 
kratisierung innerhalb der osteuropäischen Staaten 
feststellen. Kontakte zwischen dem Europarat und 
den Ostblockländern könnten nur technischer, aber 
nicht politischer Art sein und sollten auf dem gou- 
vernementalen und nicht auf dem parlamentarischen 
Sektor geschlossen werden. Zur EWG-Krise sei zu 
sagen, daß die Römischen Verträge genug Inter- 
pretationsmöglichkeiten böten, um die bestehen- 
den Divergenzen zu lösen; allerdings lasse sich die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ohne ein 
gewisses supranationales Element nicht verwirk- 
lichen. Es sei eine der großen Erfahrungen unserer 
Generation, daß sowohl in der Politik wie in der 
Wirtschaft neben den nationalen Interessen auch 
gemeinsame europäische Interessen berücksichtigt 
werden müßten. 

Zur Lösung des Zypernproblems forderte die Ver- 
sammlung neue Verhandlungen zwischen allen 
Beteiligten; der Europarat selbst solle seinen Sonder- 
beauftragten schicken, um festzustellen, wie den 
Flüchtlingen dort schnell geholfen werden könne. 
Abg. Paul (SPD) als Vorsitzender des Ausschusses 
für Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen wies darauf 
hin, daß es sich hier um rein humanitäre und nicht 
um politische Motive handele, und bat die Beteilig- 
ten, die Probleme sachlich zu betrachten, dann wür- 
den sie sich auf freundschaftliche Weise lösen lassen. 

In der politischen Debatte sprachen neben dem 
britischen Staatsminister Thomson, der den Beitritt 
Großbritanniens zur EWG in Aussicht stellte, der 
irische Premierminister Lemass, der Irlands Ver- 
bundenheit mit Europa in Vergangenheit und 
Gegenwart hervorhob, der norwegische Handels- 
minister Willeck für den Ministerrat der EFTA, der 
die Zusammenarbeit zwischen Freihandelszone und 
Wirtschaftsgemeinschaft forderte, und der chileni- 
sche Außenminister Valdes, der für den Ausbau 
der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Europa 
und Südamerika eintrat. 

II. 

Auch in der Wirtschaftsdebatte wurde mehrfach 
auf die Krise in der EWG und EFTA hingewiesen; 
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im Rahmen der OECD und des GATT sollte nach 
Lösungen gesucht werden, die sowohl den Handel 
mit Amerika wie mit den Entwicklungsländern för- 
dern und die Währungs- und Wirtschaftsstabilität 
garantieren könnten. Abg. Dr. Serres (CDU/CSU) 
begrüßte es, daß Frankreich die vorgesehenen Zoll- 
Senkungen zum 1. Januar 1966 durchgeführt habe 
und daß auch die EFTA die Zollunion durchführen 
werde. Für den Außenzolltarif müßten noch Bera- 
tungen geführt werden, um eine gute Ausgangs- 
basis in der Kennedy-Runde zu finden. Um die glei- 
chen Probleme ging es in der Diskussion über Land- 
wirtschaftsfragen; sowohl die Landwirtschafts- 
politik in den EWG-Ländern wie die zwischen EWG 
und EFTA müßten aufeinander abgestimmt werden, 
um in der Kennedy-Runde zu Erfolgen zu kommen. 
Der schweizerische Minister Spühler legte den 
Jahresbericht der Europäischen Kernenergieagentur 
und Herr Boerma von der Exekutivbehörde des 
Welternährungsprogramms den Bericht seiner Orga- 
nisation vor. 

IIL 

Die Rechtsdebatte wurde eingeleitet vom norwe- 
gischen Justizminister, Frau Schweigaard Selmer, 
die über die Zusammenarbeit auf dem Rechtsgebiet 
in den nordischen Staaten berichtet und dem briti- 
schen Kronanwalt Sir Dingle Foot, der sich für eine 
weitere Vereinheitlichung des Rechts aussprach. Der 
Rechtsausschuß hatte ein Mustergesetz ausgearbei- 
tet, das dazu dienen soll, in den nationalen Gesetz- 
gebungen Maßnahmen gegen Rassenhaß und natio- 
nale oder religiöse Diskriminierung zu ergreifen. 
Abg. Bauer (SPD) betonte, daß der Europarat zu- 
nächst mit gutem Beispiel vorangehen solle, bis die 
Vereinten Nationen das Problem auf globaler Ebene 
abschließend behandeln könnten. Allerdings könne 
man der Intoleranz, der man auch heute noch auf 
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vielen Gebieten und an vielen Orten begegne, nicht 
mit Gesetzgebungsmaßnahmen allein entgegenwir- 
ken; die Schule, die Presse, die Kirchen hätten hier 
eine besondere Aufgabe. Er wies besonders auf das 
aktuelle Problem der Gastarbeiter hin und forderte 
die gesamte europäische Öffentlichkeit auf, nicht 
nur in der Gesetzgebung, sondern vor allem auf dem 
Gebiet der Erziehung alles zu tun, um die Prinzipien 
demokratischer Staatsauffassung zu verwirklichen. 

Als Berichterstatter des Rechtsausschusses setzte 
sich Abg. Dr. Wahl (CDU/CSU) für eine Empfehlung 
ein, die die einheitliche Auslegung der europäischen 
Verträge durch ein ständiges internationales Organ 
zum Ziele hat; durch Staatsverträge vereinbarte ein- 
heitliche Gesetze nützten nicht, wenn ihre Auslegung 
durch die nationalen Gerichte nicht zu einem ein- 
heitlichen Rechtszustand führe. Eine bloße wechsel- 
seitige Unterriditung der Gerichte reiche hier nicht 
aus. Abg. Dr. Wahl nahm außerdem zur Frage einer 
Harmonisierung des Kartellrechts Stellung; bei den 
außerordentlichen Unterschieden in der Kartell- 
gesetzgebung der Länder müsse hier sehr vorsichtig 
zu Werke gegangen werden. Außerdem wurden 
Fragen der Flaggendiskriminierung und der Fest- 
nahme von Geiseln behandelt. 

Die deutsche Delegation bei der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates wählte im Verlauf der 
Sitzungsperiode Abg. Dr. Serres (CDU/CSU) zu ihrem 
Sprecher und Abg. Paul (SPD) zu seinem Stellver- 
treter; für die Delegation bei der Versammlung der 
Westeuropäischen Union wurde Abg. Paul als 
Sprecher und Abg. Dr. Serres als sein Stellvertreter 
benannt. 

Der Stadt Tübingen wurde der Europapreis für 
das Jahr 1965 in einer feierlichen Sitzung über- 
reicht. 


Paul 

Stellvertretender Sprecher 
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